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Mehrjährige Forschungsarbeiten der WSL zu erneuer-
baren Energien können Antworten liefern auf Fragen 
wie die folgenden: Wovon hängt die Akzeptanz von 
Anlagen für die Erzeugung erneuerbarer Energie ab 
und wie lässt sich die Akzeptanz steigern? Was verein-
facht die Planung solcher Anlagen und wie fördert der 
Einbezug der Bevölkerung ihren Ausbau? Was können 

Gemeinden tun? Welche Rahmenbedingungen auf 
nationaler und kantonaler Ebene sind förderlich? Ins-
besondere angesprochen von diesen Ergebnissen sind 
Energie- und Planungsbeauftragte von Gemeinden, 
Regionalverbänden, Kantonen und Bund, Energie- 
und Umweltverbände, Ingenieur- und Planungsbüros 
sowie die interessierte Öffentlichkeit.
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Abb. 2. Veränderung der Präferenz der Bevölkerung für Anlagen für eurneuerbare Energien in ver-
schiedenen Landschaftstypen 2018–2022. Für touristisch geprägtes Berggebiet stieg die Akzeptanz, 
bei nahezu unberührtem Berggebiet blieb die Ablehnung stabil. Verändert aus Salak und Hunziker 
(2022 und in prep.).
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Die Klimakrise spitzt sich zu. Der IPCC-
Bericht von 2023 zeigt: Die Erderwär-
mung lässt sich nur dann auf 1,5 Grad 
Celsius begrenzen, wenn die globalen 
Treibhausgas-Emissionen im Vergleich zu 
2019 bis 2030 fast halbiert werden. Um 
das zu schaffen, müssen wir einerseits 
den Energieverbrauch stark reduzieren 
und andererseits fossile Brennstoffe 
schnell durch erneuerbare Energien er-
setzen.

2017 hat die Schweizer Bevölkerung 
das revidierte Energiegesetz angenom-
men, das unter anderem den Ausbau von 
erneuerbaren Energien zum Ziel hat. 
Doch die Erzeugung «neuer» erneuer-
barer Energien (ohne Wasserkraft) stieg 
in den letzten zehn Jahren nur langsam: 
2022 betrug ihr Anteil an der Gesamt-
stromproduktion lediglich knapp 9,4 % 
(Schweizer Produktionsmix, BFE 2023). 
Der bisherige Ausbau der Erneuerbaren 
erfüllt zwar die Ziele des Energiegesetzes. 
Das nationale Ziel, bis 2050 die Treib
hausgasemissionen (THG) auf Netto-Null 
zu reduzieren, wird damit jedoch nicht 
erreicht. Deshalb will der Bund die mittel- 
und langfristigen Zielwerte für diesen 
Ausbau deutlich erhöhen. Was können 
Gemeinden hierzu beitragen und welche 
kantonalen und nationalen Rahmenbe-
dingungen könnten förderlich sein?

Energiewende: Ja, aber …

Der Grossteil der Schweizer Bevölke-
rung befürwortet die Energiewende. 
Trotzdem gestaltet sich der Umbau des 
Energiesystems schwierig. Grosse Anla-
gen, vor allem Wind und Photovoltaik 
(PV), sind oft von Einsprachen betroffen, 
von den kleinen Anlagen gibt es noch 
deutlich zu wenige. Woher rührt diese 
Diskrepanz zwischen grundsätzlicher 
Befürwortung und unzureichender Um-
setzung? Als Erklärung muss oft das 
Konzept ‘Not In My Backyard’ (auf 
Deutsch etwa «nicht in meinem Hinter-
hof») herhalten. Demnach können 
Menschen zwar den Nutzen einer Ent-
wicklung – in diesem Fall den Bau von 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie – nachvollziehen, lehnen diese 
aber in ihrem unmittelbaren Umfeld aus 
Furcht vor negativen Auswirkungen ab. 
Forschende haben jedoch gezeigt, dass 
die Ablehnung häufig andere und viel-
schichtigere Gründe hat. Sie kann zum 
Beispiel entstehen, wenn sich die Bevöl-

kerung in relevante Entscheidungen 
nicht einbezogen fühlt oder diese als 
ungerecht empfindet.

Das Akzeptieren von Anlagen durch 
die Bevölkerung ist eine zentrale Voraus-
setzung für das Gelingen der Energie-
wende. Dabei gibt es mindestens zwei 
Formen von Akzeptanz: Die sozio-poli-
tische Akzeptanz drückt die Grundhal-
tung gegenüber Energieanlagen aus; sie 
beinhaltet auch, ob solche Anlagen an 
den potenziellen Standorten als passend 
wahrgenommen werden. Die lokale Ak-
zeptanz gibt die Haltung der Bevölke-

rung und Akteure vor Ort gegenüber 
konkreten (geplanten) Anlagen wieder.

Die sozio-politische Akzeptanz kann 
sich im Laufe der Zeit verändern, zum 
Beispiel, wenn die Gesellschaft Energie-
trägern und Produktionsanlagen eine 
veränderte Bedeutung zuschreibt. Dies 
kann eintreten, wenn sich die politi-
schen Rahmenbedingungen ändern. 
Das zeigte sich bei einer WSL-Umfrage, 
die 2022 während einer drohenden Ener-
gieknappheit stattfand (Abb. 2, Salak 
und Hunziker 2022). In dieser Situation 
waren die Befragten eher dazu bereit, 
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Vorstellung der Befragten die Landschaft 
«technisieren». Wird die Landschaft als 
nutzungsgeprägt (utilitaristisch) wahrge-
nommen, ist die Akzeptanz für erneuer-
bare Energieanlagen höher; wird die 
Landschaft als idyllisch (arkadisch) wahr-
genommen, sinkt sie.

Der Fit: Drittens ist für die sozio-poli-
tische Akzeptanz relevant, wie Anlagen 
und Landschaft in der Wahrnehmung 
der Menschen zusammenpassen, was 
als «landscape-technology fit» bezeich-
net wird: Wird eine Anlage in einer 
Landschaft als «passend» wahrgenom-
men, erhöht dies die Akzeptanz. Es ist 
also sinnvoll, darauf zu achten, wie er-
neuerbare Energieanlagen und Land-
schaft in den Augen der Bevölkerung 
zusammenpassen.

Dieses Wissen nützt der Praxis in 
mehrfacher Weise. So kann die regio-
nale Planung besser einschätzen, ob 
überregionaler Widerstand gegen ein 
Projekt entstehen könnte. Studien deu-
ten darauf hin, dass es akzeptanzför-
dernd sein könnte, wenn auf nationaler 
und kantonaler Ebene mittels Informa-
tionsmassnahmen auf Bedeutung und 
Wirkung der Anlagen hingewiesen wird, 
etwa deren Beitrag zur Nachhaltigkeit.

Konkrete Vorteile können  
lokale Akzeptanz fördern

Um die Energiewende voranzubringen, 
sollte auch auf die lokale Akzeptanz ge-
setzt werden. Diese kann durch (ökono-
mische) Vorteile steigen, die die lokale 
Bevölkerung durch ein Projekt erfährt 
– etwa neue Arbeitsplätze, Möglichkei-
ten für Finanz- oder Gewinnbeteiligung 
oder vergünstigter Strom. Beispiele zei-
gen, dass lokale Vorteile helfen, eine 

grosse Photovoltaikanlagen in bestimm-
ten Landschaften zu akzeptieren als 
noch 2018. Doch nahezu unberührte 
Berggebiete wollten die Befragten auch 
2022 unbedingt vor Energieanlagen ge-
schützt sehen. 

Was lässt sich aus den Einsichten zur 
sozio-politischen Akzeptanz für die Pla-
nung von Anlagen erneuerbarer Ener-
gien ableiten? Bei der Planung grösserer 
Anlagen fällt der überregionale Wider-
stand in der Regel gering aus, wenn die 
Anlagen auf dieser Ebene sozio-politisch 
akzeptiert sind. Lokaler Widerstand 
kann damit jedoch nicht ausgeschlossen 
werden.

Die lokale Akzeptanz ist schwer vor-
herzusehen, kann aber durch geeignete 
Formen der Planung gefördert werden. 
Wird die Bevölkerung mit einem breit 
aufgesetzten Prozess in die strategische 
Richtplanung einbezogen, kann dies die 
lokale Akzeptanz erhöhen (siehe fol-
gend «Gemeinden und Regionen als 
energiepolitische Akteurinnen»). Eine 
geplante Anlage kann auch deutlich an 
Akzeptanz gewinnen, wenn lokale Vor-
teile entstehen, zum Beispiel billigerer 
Strom, niedrigere Steuern oder eine 
Beteiligung an der Anlage (siehe folgend 
«Gemeinschaftsenergie zur Beteiligung 
der Bevölkerung»), also wenn Vor- und 
Nachteile der Anlage «fair» in der Be-
völkerung verteilt sind (siehe folgend 
«Soziale Gerechtigkeit stärken»). 

… nur wenn es passt

Die Bevölkerung ist nicht allen erneuer-
baren Energieträgern gleich zugeneigt 
und erachtet nicht alle Landschaften als 
gleich geeignet für die Erzeugung er-
neuerbarer Energie. Dies hat eine 
schweizweite Befragung in den Jahren 
2018/19 gezeigt (Salak et al. 2021). 
Diese erhob die Präferenzen (Vorlieben) 
von 1062 repräsentativ ausgewählten 
Personen für verschiedene potenzielle 
Eingriffe in das Landschaftsbild durch 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien (Wind, PV). Wie sich zeigte, 
waren bestimmte Kombinationen aus 
Landschaften und Energieanlagen be-
liebter als andere. Die zugrunde liegen-
den Präferenzen (Vorlieben) spiegeln 
laut den Forschenden die sozio-politi-
sche Akzeptanz dieser Anlagen in be-
stimmten Landschaftstypen wider. Des-
halb wird im Folgenden von Akzeptanz 

gesprochen, auch wenn es im Grunde 
um Präferenzen, also Vorlieben, geht.

Die schweizweite Studie unterscheidet 
drei Aspekte, die für die sozio-politische 
Akzeptanz relevant sind:

Die Anlagen: Erstens werden Ener-
gieanlagen unterschiedlich stark präfe-
riert (akzeptiert). Windkraftwerke stos
sen eher auf Ablehnung – und dies umso 
stärker, je mehr davon an einem Ort 
vorkommen. Ihre Akzeptanz steigt, 
wenn sie mit PV-Anlagen (Dach/Freiland) 
kombiniert werden (Abb. 3). Photovol-
taikanlagen werden deutlich positiver 
beurteilt als Windenergieanlagen. Eine 
Landschaft mit einigen wenigen PV-
Anlagen wird einer ohne diese Anlagen 
sogar vorgezogen. Mit zunehmender 
Anzahl an PV-Anlagen sinkt jedoch de-
ren Akzeptanz. Andere Befragungen 
zeigen, dass neben PV auch Holzenergie 
gut akzeptiert wird – obwohl diese lokal 
die Luftqualität beeinträchtigen kann. 

Die Landschaft: Zweitens beeinflusst 
die Art der Landschaft, in der erneuerbare 
Energie erzeugt werden soll, die sozio-
politische Akzeptanz von Produktionsan-
lagen: In der Erhebung von Salak et al. 
(2021) erwies sich die Akzeptanz für PV- 
und Windanlagen in gewissen Landschaf-
ten wie dem siedlungsgeprägten Flach-
land oder dicht besiedelten Berggebieten 
als höher als die Akzeptanz für solche 
Anlagen in naturnahen Landschaften so-
wie in Landschaften mit traditioneller 
Landnutzung. Es sind nicht nur ästhetische 
Vorlieben, die die sozio-politische Akzep-
tanz beeinflussen. Auch die Bedeutungen, 
die den Anlagen und der Landschaft, in 
der diese stehen, zugewiesen werden, 
sind wichtig: Verbinden Personen solche 
Anlagen mit Nachhaltigkeit, erhöht dies 
die Akzeptanz deutlich. Die Akzeptanz 
sinkt dagegen, wenn die Anlagen in der 

Abb. 3. Wind- und PV-Park 
in Lachtal, Österreich. 
Manchmal steigt die 
Akzeptanz von Windkraft, 
wenn sie mit PV-Anlagen 
kombiniert wird.
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Anlage für erneuerbare Energien erfolg-
reich zu planen und potenziellen Wider-
stand abzuwenden. So waren Vorteile 
wie ein verbessertes Image der Region 
und die lokale Stromerzeugung die 
wichtigsten Einflussfaktoren auf die Ak-
zeptanz für eine PV-Anlage im Ober-
goms (VS; Buchecker und Michel 2017). 
Eine Studie zu Windkraftanlagen in 
Gütsch (UR) und Le Peuchapatte (JU, 
siehe «Fallbeispiel Gütsch / Le Peucha-
patte») ergab, dass eine Gewinnbeteili-
gung der ansässigen Bevölkerung die 
Akzeptanz steigern kann. Auch andere 
Vorteile wie Gewerbesteuereinnahmen, 
Wertschöpfung in lokalen Firmen oder 
Imagegewinn der Region können die 
lokale oder regionale Akzeptanz för-
dern. Kommen finanzielle Vorteile hin-
gegen nur einzelnen Bürgerinnen und 
Bürgern zugute, beispielsweise solchen 
mit Landbesitz, kann dies Widerstand 
gegen die Anlagen hervorrufen oder 
verstärken (siehe «Lokale Akzeptanz 
durch soziale Gerechtigkeit stärken»). 

Erneuerbare Energie: Poten-
ziale und Besonderheiten

Alle Verfahren zur Erzeugung erneuer-
barer Energie haben in Bezug auf Ak-
zeptanz und Beteiligung der Gemein-
den, Regionen und ihrer Bevölkerung 
ihre Eigenheiten.

Sonnenenergie
Sonnenenergie aus Photovoltaik (PV) ist, 
insbesondere im Vergleich mit Wind-
kraft, ein beliebter Energieträger. Auf 
Dächern (Abb. 4) ist PV beliebter als auf 
Freiflächen wie Wiesen. Das Ausbaupo-
tential auf Dächern ist gross: Alle poten-
ziell für PV geeigneten Dachflächen der 
Schweiz haben laut dem Bundesamt für 
Energie BFE ein Ertragspotential von 
etwa 50 TWh/Jahr, was fast dem gesam-
ten schweizerischen Stromverbrauch im 
Jahre 2021 (58 TWh) entspricht. Hohe 
Akzeptanz besteht für PV auch auf an-
deren Anlagen wie Schallschutzwänden 
entlang von Autobahnen oder sonstigen 
funktionalen Bauten. Im Obergoms ha-
ben Einheimische und Touristen PV auf 
Lawinenverbauungen auch ausserhalb 
von touristisch genutzten Gebieten be-
fürwortet (Buchecker und Michel 2017).

In den Bergen besteht für PV grosses 
Potential. Dort ist es meist nebelfrei und 

Abb. 4. Photovoltaikanlage 
auf dem Dach einer 
Turnhalle in Risch, gebaut 
und betrieben durch eine 
Energiegenossenschaft.  
© Rischer Energie  
Genossenschaft

Abb. 6. Auch der Griessee 
beim Nufenenpass im 
Obergoms wird für die 
Stromproduktion genutzt. 
© Peter Baracchi/BAFU 

Abb. 5. a) Der Windpark 
Gütsch befindet sich in 
einer alpinen Umgebung. 
b) Die drei Anlagen des 
Windparks La Peuchapatte 
im Jura.

a

b
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im Sommer Touristen anlockt. Eine mul-
tifunktionale Nutzung der Reservoire 
kann die regionale Anpassungsfähigkeit 
stärken, insbesondere in Bezug auf Dür-
reereignisse. Dies macht insbesondere 
für das Mittelland Sinn, wo die Wasser-
knappheit im Sommer zunehmen dürfte. 
Das zusätzliche Speichervolumen des 
geplanten Triftstausees (BE) könnte bei-
spielsweise zur Minderung von Wasser-
knappheit im Berner Seeland beitragen 
(Brunner et al. 2019).

Biogas
Die Nutzung von Biogas (Abb. 7) ist in 
der Schweiz bislang wenig verbreitet, 
obwohl Hofdünger mit 24 PJ/Jahr bzw. 
7 TWh/Jahr ein grosses Potential böte 
(Burg et al. 2018a). Im Rahmen einer 
WSL-Studie wurden Landwirtinnen und 
Landwirte gefragt, was sie motivieren 
würde, Hofdünger zu Biogas zu machen 
(Burg et al. 2021): Insbesondere eine 
höhere Vergütung für die erzeugte Ener-
gie würde ihre Bereitschaft erhöhen, in 
Biogasanlagen zu investieren. Zudem 
bevorzugen Landwirtinnen und Land-
wirte Anlagen in ihrem eigenen Besitz, 
statt gemeinsam mit anderen Betrieben 
grössere Anlagen zu bauen. Aus ener-
giepolitischer Sicht sind aber zentrale 
Anlagen sinnvoll, da sie effizienter be-
trieben werden können und das Einspei-
sen von Biogas vereinfachen, weil die 
meisten Landwirtschaftsbetriebe keine 
Gasleitung in der Nähe haben. Entspre-
chend könnte die landwirtschaftliche 
Biogasproduktion ausgebaut werden, 
wenn Gemeinden, landwirtschaftliche 

finanziell profitieren. Neue Anlagen al-
lerdings stossen auf geringe Akzeptanz 
(Tabi und Wüstenhagen 2017). Derzeit 
werden pro Jahr 37 TWh Strom aus Was-
serkraft produziert, 2050 sollen es laut 
Energiestrategie pro Jahr 39 TWh sein. 
Der Beitrag der 900 schweizerischen 
Kleinstwasserkraftanlagen (< 300 kW) 
zur gesamten Stromproduktion aus 
Wasserkraft beträgt nur gerade 0,8 %. 
Weil diese geringe Strommenge die öko-
logischen Eingriffe kaum rechtfertigt, 
sind Erneuerungen und Subventionen 
für diese Anlagen umstritten.

Da sich abzeichnet, dass der vorgese-
hene Ausbau der Gross- und Kleinwas-
serkraft auf geringe Akzeptanz stossen 
wird, braucht es eine umfassende stra-
tegische Planung und Partizipation aller 
Beteiligten, namentlich auch der An-
spruchsgruppen aus Regionen flussab-
wärts. Eine Studie zum erfolgreichen 
Ausbau des Limmern-Stausees (GL) hat 
gezeigt, dass ökologische Kompensati-
onen wie die Renaturierung von lokalen 
Bächen in der Region die Akzeptanz 
günstig beeinflussen (Brugger 2013).

Eine Mehrzwecknutzung von Wasser-
kraftanlagen ist möglich und kann die 
Akzeptanz regional und überregional 
steigern (Brunner et al. 2019): Neben 
der Stromproduktion können Anlagen 
auch der landwirtschaftlichen Bewässe-
rung oder Trinkwasserversorgung die-
nen, vor Hochwasser schützen oder 
touristische Angebote schaffen. Für letz-
teres ist der Davosersee ein erfolgreiches 
Beispiel, der neben der Stromerzeugung 
ein breites Angebot an Freizeit- und 
Wasseraktivitäten bietet und damit auch 

die Luft dünner und kälter, sodass mehr 
Sonnenlicht absorbiert und vergleichs-
weise viel Strom generiert wird – insbe-
sondere im Winter, wenn der Strombe-
darf am höchsten ist. Liegt Schnee, wirkt 
die Lichtreflektion nochmals verstärkend. 
Gemäss WSL-Berechnungen könnten 
beispielsweise 45–65 km2 Solarpanels in 
den Bergen die Hälfte des Schweizer 
Atomstroms von 2019 produzieren, also 
12 TWh/Jahr (Kahl et al. 2019).

Darüber hinaus eignet sich Photovol-
taik besonders gut für ökonomische 
Beteiligung beziehungsweise Gemein-
schaftsenergie, da PV skalierbar ist. Folg-
lich bieten bereits kleine und mittlere 
Anlagen finanzielle Beteiligungsmög-
lichkeiten für die Bevölkerung (siehe 
folgend «Gemeinschaftsenergie zur Be-
teiligung der Bevölkerung»).

Windkraft
Windkraftanlagen finden heute in der 
Schweiz wenig Akzeptanz, am ehesten 
noch im siedlungsgeprägten Flachland. 
Dabei hat die Windkraft in der Schweiz 
Ausbaupotential: Würde dieses nachhal-
tig ausgeschöpft, könnten laut dem BFE 
pro Jahr 30 TWh Strom aus Windenergie 
produziert werden.

Eine finanzielle Beteiligung der Bevöl-
kerung kann auch bei Windanlagen die 
Akzeptanz erhöhen und Anreize schaf-
fen, wie das Beispiel Gütsch / La Peucha-
patte zeigt (Abb. 5). Da für die Wind-
kraft hohe Investitionen nötig sind, 
können sie – im Gegensatz zu einer 
Solaranlage auf einem Hausdach – kaum 
ausreichend privat finanziert werden 
und bedürfen einer starken Beteiligung 
durch Gemeinden/Kantone oder profes-
sionelle Kapitalgeber. Vor diesem Hin-
tergrund müssen die Anlagenbetreiber 
– oft profitorientierte Organisationen – 
Wege finden, die lokale Gemeinschaft 
planerisch und ökonomisch zu beteili-
gen, um Akzeptanz zu schaffen. Oder 
Gemeinden verlangen zum Beispiel im 
Zuge der Bewilligung, dass der lokalen 
Bevölkerung eine gewisse Kapitalbetei-
ligung angeboten werden muss. 

Wasserkraft
Wasserkraft ist in der Schweiz historisch 
stark verankert und bestehende Anlagen 
sind weitgehend unumstritten (Abb. 6). 
Dies unter anderem, weil Gemeinden 
von Wasserkraftanlagen oftmals stark 

Der Windpark Gütsch (UR, Abb. 5a) 
gehört einer Korporation und der 
Windpark Le Peuchapatte (JU, Abb. 
5b) einer profitorientierten Kapital-
gesellschaft. Eine Befragung zeigte: 
In Gütsch war die lokale Akzeptanz 
durchgehend gross, die Möglichkei-
ten zur Beteiligung von Bürgerinnen 
und Bürgern waren umfangreich und 
die Verfahrenstransparenz hoch. 
Demgegenüber war in Le Peucha-
patte die lokale Akzeptanz ambiva-
lent: Landbesitzende waren dem 
Windpark gegenüber positiv einge-

Fallbeispiel Gütsch / Le Peuchapatte

stellt, nicht jedoch Leute, die kein 
Land besitzen. Letztere bemängelten 
eine als ungerecht wahrgenommene 
Kosten-Nutzen-Verteilung – wenige 
Landbesitzerinnen und -besitzer pro-
fitieren deutlich – sowie geringe 
Möglichkeiten zur Beteiligung. Die-
ser Vergleich und weitere Studien 
zeigen, dass genossenschaftliche 
Prinzipien wie Gemeinwohlorientie-
rung, finanzielle und Planungsbetei-
ligung sowie Verfahrenstransparenz 
die Akzeptanz von Windprojekten 
erhöhen können (Schirmer 2018).
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Genossenschaften und / oder Energieun-
ternehmen einen solchen Ausbau an
regen und koordinieren würden. Dies 
würde den Landwirtschaftsbetrieben 
Koordinationsaufwand abnehmen und 
Gemeinschaftsanlagen für diese attrak-
tiver machen. Hilfreich wäre auch eine 
strategische Planung auf kantonaler 
Ebene, um günstige finanzielle, organi-
satorische und planerische Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, die den Bau 
grosser – wie auch kleiner – Biogasanla-
gen vereinfachen, beispielsweise durch 
vereinfachte Bewilligungsverfahren.

Gemeinden und Regionen als
energiepolitische Akteurinnen

Gemeinden sind zentrale Akteurinnen 
bei der Energiewende. Sie vollziehen 
übergeordnete Politiken (Vollzugsföde-
ralismus) und setzen eigene politische 
Akzente. Sie implementieren die Raum-
planung, beispielsweise über Zonenpla-
nung und Baubewilligungen, und sie 
beeinflussen den Bau von Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie, unter 
anderem durch Verwaltungsprozesse, 
politische Ziele, Mitfinanzierung oder 
Besteuerung. Gleichzeitig können Ge-
meinden vom Ausbau der Energieerzeu-
gung profitieren, zum Beispiel durch 
Arbeitsplätze, Steuereinnahmen, Was-
serzinsen, Einnahmen aus dem Energie-
verkauf, Erhöhung der Eigenversorgung 
oder einen Imagegewinn für die Region.

Idealerweise können sich Gemeinden 
bei ihrer Energiepolitik auf eine umfas-
sende strategische Planung auf regio-
naler Ebene beziehen, die vor der kom-
munalen Planung einzelner Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien be-
ginnt und schon mögliche Standorte 
dafür identifiziert hat. Das heisst, dass 
zunächst eine breit abgestützte Vorstel-
lung für die gewünschte Entwicklung 
einer Region erarbeitet werden sollte 
(z. B. Infrastruktur, Wirtschaft, Land-
schaft, Energieversorgung). Eine solche 
strategische Planung, die auf öffentli-
chem Austausch basiert, kann spätere 
konkrete Projektvorhaben und insbe-
sondere auch die Standortwahl nach-
vollziehbar machen und damit die 
Akzeptanz für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie erhöhen (Müller 
et  al. 2022a, b; für ein Vorgehen bei 
einer regionalen Planung siehe Ertl et al. 
2024).

Die Kantone Zürich und St. Gallen 
setzen derzeit für die räumliche Pla-
nung der Windkraftnutzung partizi-
pative Elemente ein, wenn auch auf 
unterschiedlichen Ebenen. Im Kan-
ton Zürich wurden in einem ersten 
Schritt die technischen Potenziale für 
Windenergie berechnet. Im zweiten 
Schritt wurden die potenziellen 
Standortgemeinden wie auch Natur- 
und Landschaftsschutzverbände in 
die Planung einbezogen. Im Kanton 
St. Gallen wurden ebenfalls aus fach-
licher Perspektive geeignete Gebiete 
für Windenergie herausgearbeitet. 
Daraufhin wurde die Bevölkerung 

Beispiele aus der Praxis: Winddialog

mittels Dialogveranstaltungen ein-
bezogen, wobei auch allfällige Vor-
behalte und Bedenken diskutiert 
wurden, sodass diese in der nachfol-
genden Vernehmlassung zuhanden 
der Regierung eingebracht werden 
konnten. Zudem besteht für die Be-
völkerung die Möglichkeit, an einem 
öffentlichen Mitwirkungsverfahren 
teilzunehmen, wobei sie Anträge, 
Hinweise oder Beschwerden im Rah-
men der Richtplananpassung ein-
bringen können. Diese werden in der 
Umsetzung in den Richtplan mitein-
bezogen und können zu Anpassun-
gen führen.

Abb. 8. Rund der Hälfte 
der Schweizer Bevölkerung 
ist es «sehr wichtig», bei 
der Planung von Projekten 
zu erneuerbaren Energie-
anlagen in ihrer Wohn
region einbezogen zu 
werden. Quelle: Müller  
et al. (2022).

68,4

36

49,6

Überhaupt nicht wichtig

Eher nicht wichtig

Eher wichtig

Sehr wichtig

Abb. 7. Energie aus Biogas 
hat Potential. © Emanuel 
Ammon/BAFU
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Auch gute Netzwerke innerhalb von Ge-
meinden und darüber hinaus können 
mögliche Synergien ergeben, wie auch 
Mitgliedschaften von Einzelpersonen 
oder Gemeinden in Organisationen wie 
«Energieregion» oder «Energiestadt».

Lokale Situation berücksichtigen
Jede Region hat Eigenheiten, die bei der 
Planung und Realisierung von Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energie zu 
berücksichtigen sind, damit eine diesen 
Umständen entsprechende Energiepoli-
tik möglich wird. Denn der Kontext be-
stimmt wesentlich mit, ob, wie und wie 
schnell erneuerbare Energien ausgebaut 
werden können und welche Informa-
tions- und Partizipationsmassnahmen 
nötig sind. Zunächst sind die Energiepo-
tenziale zu berücksichtigen, wofür es für 
die meisten Energieträger inzwischen 
schweizweite Potentialabschätzungen 
gibt (siehe Abb. 10 und 11). Weiter ein-
zubeziehen sind die lokale Kommunika-
tionskultur (Wie möchte die Bevölke-
rung einbezogen werden?), der Grad 
der Selbstorganisation der Bevölkerung 
(Gibt es relevante Initiativen?) oder das 
bisherige Engagement einer Gemeinde 
(Ist sie Mitglied bei «Energiestadt»?). 
Auch die oben angesprochene strategi-
sche Regionalplanung bildet einen wich-
tigen Kontextfaktor (Ist sie realisiert oder 
noch zu erarbeiten?). Weiter ist die 
sozio-politische Akzeptanz zu berück-
sichtigen (sie ist in Städten höher als auf 
dem Land). Schliesslich ist auch der 
sozio-ökonomische Kontext relevant, 
insbesondere sind es die finanziellen 
Ressourcen von Gemeinden (Können sie 
Anreizprogramme aufsetzen?) sowie 
jene der Bevölkerung (Können und wol-
len Hauseigentümerinnen und Hausei-
gentümer PV-Module auf ihren Dächern 
installieren?).

Lokale Akzeptanz durch soziale 
Gerechtigkeit stärken
Soziale Gerechtigkeit stärkt die Akzep-
tanz und reduziert Konflikte und Wider-
stand. Dazu sollten die Vorteile und 
Nachteile von Anlagen so auf die Bevöl-
kerung verteilt werden, dass deren so-
ziale und ökonomische Lage angemes-
sen berücksichtigt wird. Als gerecht wird 
ein Projekt dann empfunden, wenn es 
für die gesamte Gemeinschaft nützlich 
ist. Ein Ansatz zur Förderung von sozia-

Die umfassende strategische Planung 
auf regionaler Ebene, die kommunale 
Planung sowie die Realisierung von An-
lagen sollten insbesondere vier Hand-
lungsprinzipien folgen: Die Bevölkerung 
in die Planung einbeziehen, Synergien 
suchen und stärken, die lokale Situation 
berücksichtigen und die soziale Gerech-
tigkeit stärken. 

Bevölkerung in die Planung 
einbeziehen
Partizipative Planung, also die Planung 
unter Einbezug der breiten Bevölkerung, 
hat sich als wichtige Voraussetzung er-
wiesen, wenn Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie geplant oder ge-
baut werden sollen (Abb. 8). Unzurei-
chende Öffentlichkeitsbeteiligung und 
mangelnde Qualität partizipativer Pro-
zesse sind eine wichtige Ursache für das 
Scheitern solcher Vorhaben. Studien 
zeigen, dass die Mitsprache bei der Pla-
nung, beispielsweise in Bezug auf den 
Standort, die Anlagengrösse sowie 
Kompensationen, die Wahrscheinlich-
keit einer breiten Befürwortung des Pro-
jektes erhöht (Stober et  al. 2021).

Partizipative Prozesse zeichnen sich 
durch folgende Merkmale aus: (poten-
ziell) Betroffene werden informiert und 
sie erhalten Mitsprache – die Kommuni-
kation ist also zweiseitig –, sie werden 
möglichst frühzeitig einbezogen, alle 
Teilnehmenden und ihre Meinungen er-
halten gleiches Gewicht und gleichwer-
tigen Einfluss, es entsteht ein Willens
bildungs- und Entscheidungsprozess. 
Dissens und Konflikt gelten nicht als 
Problem, sondern als Mittel, um Debat-
ten offen zu halten und Blockaden zu 
verhindern. Partizipation setzt voraus, 
dass Kommunikationsformen wie öf-
fentliche Diskussionen, Workshops, 
Austauschplattformen für Akteure oder 
moderierte Informationsveranstaltun-
gen erfolgreich eingesetzt werden. In 
einem solchen Rahmen können regio-
nalpolitische Themen und Anliegen, 
Interessen und Vorstellungen, beispiels-
weise hinsichtlich Infrastruktur, Umwelt 
und sozialer Gerechtigkeit, einbezogen 
und abgeglichen werden.

Jedoch: Partizipative Prozesse sollten 
nicht als Allheilmittel angesehen wer-
den, das jedes Vorhaben zur Umsetzung 
bringen kann. Eine WSL-Studie zu einer 
Windparkplanung zeigte, dass Partizi
pation in Bezug auf einzelne Projekte 

die Polarisierung auch fördern und die 
Beteiligten dazu bringen kann, kompro-
misslos auf unterschiedlichen Beurtei-
lungen von potenziellen Standorten zu 
beharren und unentschlossene Bürge-
rinnen und Bürger mit Argumenten wie 
Ökologie, Gesundheit und Landschaft 
auf ihre Seite zu ziehen (Müller et al. 
2022a). Einer solchen Polarisierung kann 
entgegengewirkt werden, indem der 
Fokus auf die übergeordnete, strategi-
sche Planung gelegt wird. 

Synergien suchen und stärken
Synergien zwischen verschiedenen Be-
völkerungsgruppen zu identifizieren und 
zu stärken, vereinfacht die Realisierung 
von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien. Insbesondere Synergien mit 
dem regionalen Gewerbe sind sinnvoll. 
Ein Beispiel ist, wenn lokale Handwerker 
eine Solaranlage auf das Rathausdach 
bauen, die zugleich Strom für eine ge-
meinnützige Seniorenresidenz liefert. Es 
sind auch Synergien durch eine multi-
funktionale Landnutzung denkbar. So 
beispielsweise, wenn landwirtschaftli-
che Flächen trotz Windrädern oder PV-
Panels nutzbar bleiben oder aus land-
wirtschaftlichen Nebenprodukten wie 
Hofdünger Energie (z. B. Biogas) ent-
steht. Profitieren verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen daraus, können 
Landnutzungskonflikte verhindert oder 
zumindest verringert werden. Bei der 
Wasserkraft kann sich eine Mehr-
fachnutzung anbieten, von der ebenfalls 
verschiedene Bevölkerungsgruppen pro-
fitieren: So kann ein Stausee neben der 
Stromgewinnung auch als Rückhaltebe-
cken für aussergewöhnlich hohe Was-
sermengen und zugleich als Reservoir 
für die landwirtschaftliche Bewässerung 
dienen. Schliesslich sind auch interkom-
munale Synergien denkbar, etwa im 
Rahmen von Energieregionen (Affolter 
et al. 2021): Mehrere Gemeinden enga-
gieren sich gemeinsam für eine dezent-
rale Energieversorgung, indem sich ein-
zelne Orte auf bestimmte Energieträger 
spezialisieren und so Bedarfs- und Pro-
duktionsschwankungen ausgleichen. 
Durch gemeinsame Aufträge an lokale 
Firmen schaffen sie Skaleneffekte oder 
reduzieren durch gemeinsame Planung 
die Kosten. 

Potenziale für Synergien lassen sich 
vor allem durch strategische Planung 
sowie Partizipationsprozesse erkennen. 
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ler Gerechtigkeit und Akzeptanz ist die 
im Folgenden beschriebene Gemein-
schaftsenergie.

Gemeinschaftsenergie zur 
Beteiligung der Bevölkerung

Beteiligt sich eine Gruppe oder eine Ge-
meinschaft ökonomisch an einem Pro-
jekt zur Erzeugung von Energie (am Bau 
oder Betrieb), spricht man von Gemein-
schaftsenergie. In der Schweiz sind sol-
che Projekte als Genossenschaften, Ver-
eine, einfache Gesellschaften, GmbH 
oder AG organisiert. Ökonomische Par-
tizipationsmöglichkeiten schaffen nicht 
nur Anreize für den Bau von Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energie 
und erhöhen ihre Akzeptanz, sie bringen 
für Gemeinden auch viele weitere Vor-
teile: Gemeinschaftsenergie ergänzt 
oder ersetzt die Investitionen der Ge-
meinde in erneuerbare Energie, setzt 
kommunale Energiepolitik um oder gibt 
ihr gar Impulse (z. B. decken sich vielmals 
die Ziele von Energiegenossenschaften 
mit der kommunalen Energiepolitik). Sie 
fördert zudem die lokale Wirtschaft. 
Politische Fördermassnahmen von Ge-
meinschaftsenergie werden oft positiv 
aufgenommen, profitiert doch meist 
die Gemeinschaft davon und kaum Ein-
zelpersonen (Schmid et al. 2019).

Energiegenossenschaften
Energiegenossenschaften nehmen auch 
in der Schweiz eine Pionierrolle ein und 
es gibt häufig eine Kooperation zwischen 
Gemeinden und Genossenschaften. Sie 
sind eine verbreitete Form der ökonomi-
schen Partizipation an Anlagen für erneu-
erbare Energien und stossen bei der Be-
völkerung und Politik auf viel Wohlwollen, 
weil sie nicht profitorientiert sind.

Allerdings hat sich gezeigt (Rivas et al. 
2018), dass Energiegenossenschaften 
durch verschiedene Faktoren in ihrem 
Wachstum begrenzt werden: Oft fehlen 
Absatzmöglichkeiten für die produzierte 
Energie zu kostendeckenden Preisen so-
wie vorteilhafte Förderbedingungen 
(Darlehen, Förderbeträge, rechtliche Vor-
schriften, Vorausschaubarkeit des politi-
schen Umfelds usw.).

Energiegenossenschaften sind also 
auf bessere Rahmenbedingungen ange-
wiesen. Diese können unter anderem 
durch die Zusammenarbeit mit Gemein-

Abb. 9. Welche Unterstützung Energiegenossenschaften (n=85) von Gemeinden erhalten oder 
wünschen. Zahl in Kästchen gibt Anzahl Nennungen an. EVU: Energieversorgungsunternehmen. 
Verändert aus Rivas et al. (2018).
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den verbessert werden (Abb. 9). Hierfür 
gibt es vier zentrale Ansatzpunkte: Ers-
tens können Gemeinden finanzielle Un-
terstützung bieten – durch Eigenkapital, 
Subventionen oder Darlehen. Zweitens 
können sie Absatzprobleme verringern 
– indem sie selbst Energie zu einem kos-
tendeckenden Preis kaufen oder lokale 
Energieversorgungsunternehmen da-
von überzeugen, diesen Strom zu kos-
tendeckenden Preisen abzunehmen. 
Drittens können sie Flächen für Anlagen 
zur Verfügung stellen – Gemeinden ver-
fügen oft über grosse Dachflächen – 
oder über Planungsverfahren den Zu-
gang zu Flächen vereinfachen. Und 
viertens können Gemeinden im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Möglichkeiten die 
Energiegenossenschaften bei administ-
rativen Prozessen unterstützen (z. B. bei 
Bewilligungsverfahren oder Verhandlun-
gen mit dem lokalen Energieversorger).

Förderliche Rahmen
bedingungen für Gemeinden

Gemeinden werden bei der Förderung 
von erneuerbaren Energien idealerweise 
unterstützt durch geeignete Rahmenbe-
dingungen auf Ebene der Regionen (z. B. 
strategische Regionalplanung, siehe 
oben), der Kantone sowie des Bundes. 
Solche Rahmenbedingungen können 
verbindliche Ziele und Anreize, Pla-
nungsgrundlagen und Koordinationsin-
strumente sein. Jedoch sind bislang die 
Ziele für den Ausbau von erneuerbaren 
Energien in der Regel auf nationaler 
Ebene formuliert, beispielsweise im 
Rahmen der Energiestrategie 2050. Für 
Kantone und Gemeinden sind sie kaum 
heruntergebrochen. Doch würden kon-
krete kantonale und regionale Ausbau-
ziele, die in Zusammenarbeit von Bund 
und Kantonen formuliert werden oder 
aus einer regionalen, partizipativen Pla-
nung resultieren, dem Ausbau von Anla
gen für die Erzeugung erneuerbarer 
Energie durch die Kantone und Gemein-
den einen Rahmen geben. 

Konzept auf Bundesebene

Konkrete Vorgaben auf Bundesebene 
könnte ein zu erarbeitendes «Konzept 
Erneuerbare Energien» liefern. Ein Kon-
zept ist ein Raumplanungsinstrument, 
worin behördenverbindliche Aussagen 

und Planungsgrundsätze festgehalten 
werden. Ein nationales «Konzept Erneu-
erbare Energien» könnte die nationale 
Energieplanung darlegen und aufzeigen, 
wie die Energiestrategie 2050 umgesetzt 
werden soll. Es könnte raumplanerische 
Zielvorgaben für die Erzeugung erneu-
erbarer Energie enthalten, so zum Bei-
spiel mögliche Flächenanteile für erneu-
erbare Energien in Kantonen oder 
Regionen. Ebenfalls wären Empfehlun-
gen möglich, wie der Raum in Vorrang-
gebiete, Reservegebiete und Ausschluss-
gebiete unterteilt und die verschiedenen 
Aussagen auf die kantonale und kom-
munale Ebene heruntergebrochen wer-
den können. Dies würde die Diskussion 
erleichtern, welche Prioritäten die ver-
schiedenen Staatsebenen bezüglich er-
neuerbarer Energien setzen und wie 
Konflikte um Landschafts-, Natur- und 
Umweltschutz ausgehandelt werden sol-
len. Allenfalls sind Verfassungs- und Ge-
setzesanpassungen nötig, damit der 
Bund die erforderliche Kompetenz zur 
Erarbeitung und Verabschiedung eines 
solchen Konzeptes oder eines Sachplans 
erhält.

Der Sachplan Fruchtfolgeflächen (SP  FFF) 
von 1992, der einem Konzept ähnlich ist, 
zeigt exemplarisch, dass ein solches Ins-
trument viel bewirken kann. Mit dem 
Ziel, die produktivsten Landwirtschafts-
böden vor zunehmendem Druck zu 
schützen, hat der Bund mit dem SP  FFF 
einen Mindestumfang an Fruchtfolge
flächen festgelegt, wobei den Kantonen 
bestimmte Flächenkontingente zugeteilt 
wurden, um diesen Mindestumfang zu 
erfüllen. Dieses vom Bund verabschie-
dete Raumplanungsinstrument hat sich 
als wirkungsvoll erwiesen und zeigt, dass 
damit wichtige nationale Aufgaben ko-
ordiniert werden können.

Karten als Grundlage für 
ein Konzept
Als Grundlage für eine übergreifende 
Planung (z. B. ein Konzept) hat unter 
anderem die WSL nationale Karten ent-
wickelt. So wurde z. B. das technische 
Potential von verschiedenen Energieträ-
gern berechnet. Im Folgenden werden 
zwei Karten (Abb. 10 und 11) exempla-
risch vorgestellt.

Auf nationaler Ebene definiert das 
Eidgenössische Raumplanungsgesetz 
(RPG) den gesetzlichen Rahmen für 
die Raumplanung. Innerhalb dieses 
Rahmens kann der Bund Sachpläne 
und Konzepte erlassen, um die raum-
wirksamen Sektoralpolitiken (z.B. 
Energie) zu koordinieren. Die Kan-
tone sind für den Vollzug der Raum-
planung verantwortlich – dies unter 
anderem mit dem Richtplan als wich-
tigstes Planungsinstrument. Darin 
werden zum Beispiel die für die Ener-
gieerzeugung geeigneten Gebiete 
festgelegt. Auch die Bewilligungsver-
fahren liegen in kantonalen oder 
kommunalen Händen. Auf Ebene der 
Gemeinden wird mit dem Nutzungs-
plan gearbeitet. Auf jeder dieser Ebe-
nen ist Beteiligung der Bevölkerung 
möglich.

In den Plänen und Konzepten auf 
den verschiedenen Ebenen werden 

Räumliche Planung bildet den Rahmen für den Ausbau 
erneuerbarer Energie

für verschiedene Energieträger Flä-
chen ausgewiesen, auf denen ent-
sprechende Infrastruktur grundsätz-
lich erstellt werden kann, wobei an 
Bewilligung und Nutzung Bedingun-
gen geknüpft werden können.

Schweiz

Bund
Raumplanungs-
gesetz
Konzept, Sachpläne 

Kantone
Planungs- und
Baugesetz
Richtpläne 

Gemeinden
Bau- und Nutzungs-
vorschriften
Nutzungspläne 
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knappheit? Wasser Energie Luft 111, 3: 
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genda 5: 24–27.

Lokale Zielvorgaben

Nicht nur die Bundesebene kann Emp-
fehlungen geben, wo welche Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energie 
sinnvoll sind, und nicht nur sie kann 
Ziele dafür formulieren. Auch lokale 
Zielvorgaben, die beispielsweise aus 
Volksabstimmungen resultieren oder 
durch den Zusammenschluss von Ge-
meinden zu Energieregionen, haben 
sich als wirksam erwiesen. So haben 
verschiedene Städte zwischen 2008 und 
2012 Volksinitiativen zur «2000-Watt-
Gesellschaft» angenommen: Demnach 
soll langfristig der Energieverbrauch pro 
Person auf 2000 Watt pro Jahr sinken. 
Dem wurde mancherorts ein «1-Tonne-
CO2-Ziel» (pro Kopf und Jahr) hinzuge-
fügt (z. B. Zürich). Solche Zielvorgaben 
können das Energiesparen, den Abbau 
fossiler Energieversorgung sowie den 
Ausbau erneuerbarer Energien fördern 
und entsprechende politische Massnah-
men legitimieren. Zielvorgaben jüngerer 
Zeit beziehen sich auf Klimaneutralität: 
2022 wurde in Basel ein Gegenvor-
schlag der «Klimagerechtigkeitsinitia-
tive» angenommen, womit sich die 
Stadt dazu verpflichtet, bis 2037 kli-
maneutral zu werden. Basel ist damit 
bislang die ambitionierteste unter den 
Städten, aber auch weitere wie Zürich 
(2040), Winterthur (2040) oder Bern 
(2045) haben sich Netto-Null Ziele ge-
setzt. Diese Klimaziele verpflichten die 
Kommunen, die Erzeugung erneuerba-
rer Energie auszubauen, den Ausstieg 
aus fossilen Energien zu beschleunigen 
sowie Massnahmen zu ergreifen, um 
den Energieverbrauch zu senken.
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Abb. 10. Karte zum Energiepotential von Biogas aus Hofdünger in TJ, aufgeschlüsselt nach räumlicher 
Verteilung (Burg et al. 2018b). Für jede Art von Biomasse (Grünabfälle, Altholz, usw.) bestehen Karten.

Abb. 11. Karte PV (Dujardin et al. 2021): Leistung von potenziellen PV-Anlagen, dargestellt mit 
Kapazititätsfaktor, also Teil der Leistung, die im Durchschnitt erreicht werden könnte. Die rote Schraf-
fur kennzeichnet Gebiete, die über 2700 m ü. M. liegen und dementsprechend nicht als potenzielle 
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Gut zu wissen 

1.	In der Schweizer Bevölkerung ist die Akzeptanz für 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien in 
industriell- und siedlungsgeprägten Landschaften 
höher als für solche in naturnahen und in traditionell 
landwirtschaftlich genutzten Landschaften.

2.	Photovoltaik (PV) hat eine höhere sozio-politische 
Akzeptanz als Windkraft. Wird PV mit Windkraft 
kombiniert, kann sie deren Akzeptanz bis zu einem 
gewissen Grad erhöhen.

3.	Obwohl Bevölkerung und Politik die Energiewende 
grundsätzlich befürworten, kann ein lokales Projekt 
vor Ort Widerstand erfahren. Diesem kann allenfalls 
durch fair verteilte Vorteile für die dort ansässige Be-
völkerung entgegengewirkt werden.

4.	Gemeinschaftsenergie stösst vor allem auf Gemeinde-
ebene auf fruchtbaren Boden. 

5.	Zielvorgaben von übergeordneten Ebenen können 
sowohl auf Gemeinde- wie auch auf Kantonsebene 
energiepolitische Impulse geben und die Energie-
wende vorantreiben. Gleiches gilt für förderliche 
Rahmenbedingungen und Unterstützung durch 
übergeordnete (und lokale) Ebenen.

Was gibt es zu tun – für Kantone und Bund 

1.	Ein nationales Konzept Erneuerbare Energien ausar-
beiten.

2.	Konkrete und verbindliche Ziele mit den Kantonen 
entwickeln, die auf Regionen und Gemeinden herun-
tergebrochen werden können.

3.	Bürgerbeteiligung durch energiepolitische Instrumente 
fördern (Ausschreibungen, Eigenverbrauch, Rückliefer
tarife usw.).

4.	Die Energiewende dank Fördermitteln verschiedener 
Art weiter vorantreiben, unter anderm mit Personal-
mitteln für Beratung und Koordination auf Gemein-
deebene.

Was gibt es zu tun – für Gemeinden und Regionen

1.	Gemeinden schliessen sich zusammen und führen eine re-
gionale strategische Planung durch, idealerweise vor der 
Planung konkreter Energieanlagen. Leitfrage sollte sein: Wie 
soll sich die Region entwickeln (Infrastruktur, Wirtschaft, 
Energieversorgung, Landschaft usw.)? Bei Bedarf die Ener-
gieplanung auch über grössere Räume hinweg realisieren.

2.	Bei der strategischen und auf einzelne Projekte bezogenen 
Planung, auf regionaler und Gemeindeebene, folgende 
vier Handlungsprinzipien berücksichtigen:

	 a.	Bevölkerung einbeziehen – durch geeignete kommuni-
kative Instrumente und partizipative Prozesse;

	 b.	Synergien suchen und stärken – zum Beispiel Solaranla-
gen auf Lawinenverbauungen oder anderer Infrastruktur;

	 c.	 Lokale Situation berücksichtigen – zum Beispiel Erfah-
rungen der Bevölkerung mit Partizipationsprozessen;

	 d.	Nach Möglichkeiten suchen, wie die lokale Bevölkerung 
von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie pro-
fitieren und wie die soziale Gerechtigkeit gestärkt wer-
den kann – zum Beispiel, indem Gewinne aus der Ener-
gieerzeugung zumindest in Teilen an die Menschen vor 
Ort gehen.

4.	Gemeinschaftsenergie unterstützen – zum Beispiel durch 
politische und /oder finanzielle Beteiligung, durch Bereit-
stellen von Flächen und weitere Fördermassnahmen.

5.	Die Entwicklung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie auf regionaler Ebene koordinieren oder anstossen 
– zum Beispiel durch regionale Planungsgrundlagen für 
Biogasanlagen für Grüngut und Landwirtschaft.
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nahezu unberührtes

Berggebiet

Sonnenenergie

Wasserkraft

Biogas

Windkraft

siedlungsgeprägtes
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Energiewende: kommunale und 
regionale Handlungsmöglichkeiten
Was beeinflusst, ob die Bevölkerung Anlagen für erneuerbare Energien 
akzeptiert? Welche kantonalen und nationalen Rahmenbedingungen 
fördern ihren Ausbau? Wie können Gemeinden ihn unterstützen?

Wie passen Landschaft und Technologie zusammen?
Nehmen Menschen Energieanlagen in einer Landschaft als passend wahr, spricht 
man von einem «landscape-technology fit». Dieser erhöht die grundsätzliche Akzep-
tanz solcher Anlagen, garantiert aber nicht, dass sie vor Ort akzeptiert werden. 

Massnahmen der Gemeinden und 
fördernde Rahmenbedingungen 
Gemeinden können Offenheit 
gegenüber Energieanlagen 
sowie eine gerechte 
Verteilung von Vorteilen 
unterstützen – flanki-
ert durch Regional-
planung sowie 
Vorgaben und 
Förderung 
durch Kanton 
und Bund.

Gemeinden

Regionen

Kantone

Bund
Konzept
Ein «Konzept Erneuerbare 
Energien» als Raumplanungs-
instrument setzt Impulse 

Förderung
Neue Energietechnologien 

und -infrastrukturen brauchen 
öffentliche Unterstützung

Lokale Akzeptanz
Gerecht verteilte Kosten und 
Nutzen der Anlagen sind der 

Bevölkerung wichtig 

Lokale Situation
Planung und Realisierung von 
Anlagen orientieren sich an 

lokalen Potentialen

Partizipation
Früher Einbezug der lokalen 

Bevölkerung in eine Projektie-
rung begünstigt Einvernehmen 

Synergien
Vorteile für viele suchen und 
in der Konzeption berück-
sichtigen, schafft Zuspruch

Gemeinschaftsenergie
Breite ökonomische Beteiligung 
an erneuerbarer Energie steigert 

Akzeptanz und Engagement

Partizipative
Regionalplanung

Breit abgestützte regionale 
Entwicklungsplanung fördert 

die lokale Akzeptanz von 
Projekten

Zielvorgaben
Zielvorgaben von Bund/

Kantonen lenken den Ausbau 
erneuerbarer Energien 
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